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Die Westeuropäische Union 


I. Tätigkeit des WEU-Rats 
1, Allgemein 

Der Ministerrat tagte am 13. und 14. Oktober 1967 
in London unter britischem und am 29. und 30. Ja- 
nuar 1968 in Brüssel unter belgischem Vorsitz. Da 
der gedrängte Zeitplan internationaler Treffen 1967 
die vorgesehene vierte Zusammenkunft unmöglich 
gemacht hatte, beschloß der Ministerrat, in Zukunft 
jeweils am Beginn eines Vierteljahres zusammenzu- 
treffen, um den Brüsseler Beschluß vom Juli 1963 
einzuhalten. Die nächste Tagung des Ministerrats 
ist dementsprechend für den 25. und 26. April 1968 
geplant. 

2. Die politischen Konsultationen 

Die Entwicklung der Ost-West-Beziehungen stand 
auch im letzten Halbjahr im Vordergrund der poli- 
tischen Konsultationen. Die Mitglieder des Rats 
betonten die Notwendigkeit, die bilateralen Kon- 
takte zu Osteuropa weiter zu entwickeln, da an 
eine Lösung der großen europäischen Probleme nur 
im Klima der Entspannung zu denken sei. Sie be- 
grüßten die deutsche Osteuropapolitik und sagten 
zu, sie weiterhin zu unterstützen. Zur Lage in Ost- 
europa wurde festgestellt, daß sich die Sowjetunion 
zur Zeit in erster Linie darauf zu konzentrieren 
scheine, die Solidarität im eigenen Lager zu wah- 
ren. Westliche Entspannungsbemühungen fänden in 
den verschiedenen Ländern Osteuropas ein unter- 
schiedliches Echo. Die Möglichkeit einer euro- 
päischen Entspannung sei durch Moskaus Versuche, 
Deutschland aus der Entspannung auszuklammern, 
ebenso begrenzt wie durch das sowjetische Vordrin- 
gen im östlichen Mittelmeer. 

Für die Bundesregierung berichtete der Parlamen- 
tarische Staatssekretär Jahn über die Entwicklung 
unserer Beziehungen besonders zu Rumänien, der 
Tschechoslowakei und Jugoslawien. Er betonte die 
deutsche Entschlossenheit, mit der Sowjetunion in 
der Frage des Gewaltverzichts im Gespräch zu blei- 
ben. Er legte dar, daß nach unseren Vorstellungen 
auch die „DDR" in ein System von Gewaltverzichts- 
erklärungen mit cinbezogen werden solle, wenn 
auch hierfür wegen der besonderen Lage eine be- 
sondere Form gefunden werden müsse. Er setzte 
sich in Brüssel dafür ein, daß die westliche Allianz — 
wie in der Harmel-Studie vorgesehen — ein An- 
gebot für ausgewogene Truppenreduzierungen in 
Ost und West als ersten Schritt für eine Entspan- 
nung vorbereite. Einseitige Truppenreduzierungen 
wurden von allen Delegierten abgelehnt. 

Die Vertreter der anderen WEU-Staaten berich- 
teten über Erfahrungen ihrer Regierungen in ihren 
Kontakten mit Osteuropa. Auf der Ratssitzung in 


London wurde über die Besuche General de Gaulles 
in Polen, Pompidous in Moskau, Maurers und 
Manescus in Den Haag, Luns' in Polen und Harmeis 
in Belgrad gesprochen. In Brüssel wurde u. a. über 
die Besuche Rapackis in Brüssel und Luxemburg, 
Lenarts in Paris, Debres in Moskau und Wilsons in 
Moskau berichtet. 

In den Konsultationen zur Lage im Nahen Osten 
stimmten die Minister darin überein, daß der Westen 
wesentliches Interesse am baldigen Abbau der 
Spannungen habe. Die andauernde Konfrontation 
gäbe der Sowjetunion Gelegenheit, ohne eine auch 
von ihr nicht gewünschte kriegerische Auseinander- 
setzung ihren politischen Einfluß im Nahen Osten zu 
vergrößern. Die Minister begrüßten daher die Ent- 
schließung des Sicherheitsrats der Vereinten Natio- 
nen vom November 1967 und hofften auf einen Er- 
folg der Jarring-Mission, 

Die Minister erörterten außerdem die Lage in 
China, Hongkong, am Persischen Golf, in Afrika 
und Südamerika. Sie berichteten wie üblich über 
die Lage in Gebieten, zu denen ihre Regierungen 
besondere Beziehungen unterhalten, z. B. die Briten 
über Hongkong, den Persischen Golf und Nigeria, 
die Franzosen über die frankophonen Staaten 
Afrikas, die Italiener über die Entwicklung am 
Horn von Afrika. 


j 3. Die wirtschaftlichen Konsultationen 

! 

! Die wirtschaftlichen Konsultationen am zweiten 
1 Tag der Ministerratstagungen waren fast ausschließ- 
I lieh der Frage des britischen Beitritts zu den Euro- 
I päischen Gemeinschaften gewidmet. 

Auf der Londoner Tagung legte Lord Chalfont die 
wirtschaftlichen Maßnahmen der britischen Regie- 
rung für einen Ausgleich der Zahlungsbilanz dar 
und setzte sich für einen baldigen Beginn der Bei- 
trittsverhandlungen ein. Staatssekretär Lahr er- 
läuterte die deutschen Vorschläge für parallele Ver- 
handlungen über die innere Entwicklung der Ge- 
meinschaften, die Beitrittsgesuche und die Fusion 
der Gemeinschaften. 

In Brüssel wurde die Lage nach der Tagung des 
Rats der Europäischen Gemeinschaften vom 18. und 
19. Dezember 1967 erörtert. Der Bundesminister des 
Auswärtigen trug deutsche Überlegungen für eine 
handelspolitische Lösung vor, die auf das langsame 
Zusammenwachsen der Volkswirtschaften hinwirken 
und die Erweiterung der Gemeinschaften erleichtern 
soll. Die Minister sprachen über die möglichen 
Formen der weiteren Zusammenarbeit zwischen den 
Sechs einerseits und Großbritannien, Irland, Däne- 
mark und Norwegen andererseits. Dabei spielten 
das Benelux-Memorandum vom 19. Januar 1968 und 
Vorstellungen über eine praktische Zusammenarbeit 
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auf dem Gebiet der Technologie, u. a. der deutsche 
Vorschlag einer Erweiterung von Euratom, eine be- 
sondere Rolle. Außenminister Brown betonte das 
Interesse der britischen Regierung an einer engeren 
Zusammenarbeit in gemeinsamen industriellen Pro- 
jekten oder auf dem Gebiet des Normenwesens, des 
Patentrechts und des Rechts der Handelsgesell- 
schaften. Staatssekretär Bettencourt wies auf die 
bestehende enge britisch— französische Zusammen- 
arbeit in zahlreichen industriellen Projekten hin. 
Das Zusammentreffen der Minister auf der Brüsseler 
WEU-Tagung war ein wichtiges Glied in der Kette 
der Besprechungen über die Probleme einer Er- 
weiternug der Europäischen Gemeinschaften. 

4. Der Rat auf der Ebene der Ständigen Vertreter 

Der Rat tagte auf der Ebene der Ständigen Ver- 
treter alle zwei Wochen in London unter dem Vor- 
sitz des Generalsekretärs und faßte die für die 
laufende Arbeit der WEU erforderlichen Beschlüsse. 
Er bereitete die Ministerratssitzungen vor, unter- 
richtete den Ausschuß für allgemeine Angelegen- 
heiten der Versammlung auf der gemeinsamen 
Sitzung in London am 13. Dezember 1967 über den 
Stand der politischen Konsultationen und beant- 
wortete neun Empfehlungen (150 bis 158) der Ver- 
sammlung und fünf schriftliche Fragen (99 bis 103) 
einzelner Abgeordneter. Er bereitet gegenwärtig den 
Jahresbericht für 1967 und die Antworten auf sieben 
Empfehlungen (159 bis 165) für die Versammlung 
vor. 

Der Rat hat erneut nach dem in Artikel IV des 
Protokolls No. II vom 23. Oktober 1954 und im Ab- 
kommen vom 14. Dezember 1957 festgelegten Ver- 
fahren die Höchststärken der Streitkräfte der Mit- 
gliedstaaten festgestellt und gebilligt. 

Der Rat stimmte im Dezember 1967 der Rück- 
verlegung britischer Truppeneinheiten aus Deutsch- 
land nach Großbritannien zu, nachdem sich Deutsch- 
land, Großbritannien und die USA in Dreiergesprä- 
chen über diese Rückverlegung geeinigt und die zu- 
ständigen Stellen der NATO hierzu Stellung ge- 
nommen hatten. 

Im Rahmen der traditionellen Treffen von Sach- 
verständigen der WEU-Staaten zur Vorbereitung 
von Tagungen der Vereinten Nationen und ihrer 
Sonderorganisationen fand im Oktober 1967 eine 
Tagung von FAO-Experten statt. 


11. Tätigkeit der WEU- Versammlung 

Der Verlauf des zweiten Teils der 13. Sitzungs- 
periode der WEU-Versammlung (Paris, 4. bis 7. 
Dezember 1967) zeigte, daß die Mehrheit der Ab- 
geordneten entschlossen ist, die WEU-Versammlung 
zu einem Forum zur Erörterung der wesentlichen 
europäischen Fragen zu machen. Die Sitzung wurde 
durch die z. T. sehr lebhafte Auseinandersetzung um 
die Erweiterung der Europäischen Gemeinschaften 
bestimmt. In ihrer Empfehlung 165 sprach sich die 
Mehrheit der Abgeordneten für eine unverzügliche 


Aufnahme der Verhandlungen mit Großbritannien 
aus. Die Mehrheit der Abgeordneten stellte sich 
auch hinter die „Pariser Erklärung", die von den 
Vorsitzenden der drei politischen Gruppen der 
WEU-Versammlung außerhalb der Sitzung abgege- 
ben wurde. 

In ihren Empfehlungen 162 und 163 setzte sich 
die Versammlung für eine engere europäische Zu- 
sammenarbeit auf den Gebieten der Raumforschung 
und der Luftfahrtindustrie ein. Die Sorge der Ab- 
geordneten über das sowjetische Vordringen im 
östlichen Mittelmeer fand in den Vorschlägen der 
Empfehlung 160 über die Verteidigung des Mittel- 
meers und der Südflanke der NATO ihren Nieder- 
schlag. 


IIL Verhältnis zwischen Rat und Versammlung 

Die Minister und der Rat der Ständigen Vertreter 
bemühten sich weiter darum, das Verhältnis zwi- 
schen Rat und Versammlung enger und besser zu 
gestalten. In seinem Briefwechsel mit dem Präsiden- 
ten der Versammlung sagte der Rat zu, den Dialog 
mit den Abgeordneten zu fördern, indem er aus- 
führlichere Jahresberichte vorlegte und in gemein- 
samen Sitzungen die Ausschüsse der Versammlung 
über den Stand der politischen Konsultationen unter- 
richtet. Außerdem erklärte er sich bereit, die zwi- 
schen Versammlung und Rat anstehenden Fragen 
bei einer Begegnung des amtierenden Ratsvorsitzen- 
den mit dem Präsidenten der Versammlung im 
Frühjahr 1968 zu erörtern. 

In der Dezember-Sitzung der Versammlung 
sprachen als Vertreter des Ministerrats der nieder- 
ländische Außenminister Luns und der britische 
Parlamentarische Staatssekretär Rodgers. 

In der gemeinsamen Sitzung des Rats mit dem 
Ausschuß für allgemeine Angelegenheiten am 13. 
November 1967 in London beantwortete der amtie- 
rende Ratsvorsitzende Lord Chalfont zunächst die 
Fragen der Abgeordneten über die Haltung des 
Rats auf folgenden Gebieten: Außereuropäische 
Fragen (Naher und Ferner Osten), Lateinamerika, 
Afrika, Hongkong, Aden); britischer Beitritt zu den 
Europäischen Gemeinschaften; Ost-West-Beziehun- 
gen; Deutschlandfrage. Ein informeller zweiter Teil 
der Sitzung, von dem kein Protokoll gefertigt wurde, 
war der freien Aussprache gewidmet. Der Verlauf 
der gemeinsamen Sitzung wurde vom Vorsitzenden 
des Ausschusses, dem Bundestagsabgeordneten 
Blumenfeld, als ein hoffnungsvolles Zeichen für die 
künftige Zusammenarbeit zwischen Rat und Ver- 
samlung gewertet. 


IV. Tätigkeit des Rüstungskontrollamts 
der Westeuropäischen Union 

1. Das Rüstungskontrollamt der Westeuropäischen 
Union (Amt) und die Bundesbehörden haben im 
Berichtszeitraum gut zusammengearbeitet. Recht- 
liche und technische Probleme der Rüstungs- 
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kontrolle wurden sowohl in gemeinsamen Be- 
sprechungen mit dem Amt als auch innerhalb 
der Bundesressorts erörtert. Dabei waren die 
Bundesbehörden darauf bedacht, daß die vertrag- 
lich gesetzten Grenzen der Rüstungskontrolle 
eingehalten werden, insbesondere weil das vor 
mehr als zehn Jahren Unterzeichnete Rechts- 
schutzabkommen noch nicht in Kraft getreten ist 
und daher etwaige Schadenersatzansprüche we- 
gen Verletzung privater Interessen in dem vor- 
gesehenen Gerichtsverfahren nicht geltend ge- 
macht werden können. 

2. Die Bundesminister der Verteidigung und für 
Wirtschaft sammeln und bearbeiten seit Januar 
die dem Amt für das Kontrolljahr 1968 zu über- 
mittelnden statistischen und Haushaltsangaben 
über die Höhe der Waffenbestände. Deren Kon- 
trolle an Ort und Stelle (bei den Streitkräften, 
in militärischen Depots und in Produktionsan- 
lagen) war aufgrund des vorjährigen Frage- 
bogens bis zum Beginn des Berichtszeitraums 
nahezu abgeschlossen. Sachliche und rechtliche 
Fragen, die das Amt in bezug auf die Durchfüh- 
rung von Bestandskontrollen gelenkter Flugkör- 
per aufgeworfen haf, werden geprüft. 

3. Im Berichtszeitraum führte das Amt in Produk- 
tionsanlagen Kontrollen der Nichtherstellung 
verschiedener Waffengattungen durch. Das Amt 
überzeugte sich, daß die von der Bundesrepublik 
Deutschland übernommenen Verpflichtungen 
eingehalten wurden. Zur Vereinfachung und Er- 
leichterung der Kontrollen der Nichtherstellung 
bestimmter Waffen werden vom Bundesministe- 
rium für Wirtschaft zur Zeit, wie alljährlich, be- [ 
sondere Auskunftsersuchen bearbeitet. 

4. Im Oktober 1967 führten einige Experten des 
Amts mit namhaften deutschen Wissenschaftlern I 
unter Beteiligung von Vertretern mehrere Bun- 
desressorts ein ausführliches Informationsge- 
spräch über Probleme und Möglichkeiten der 
Kontrolle der Nichtherstellung biologischer Waf- 
fen. Ferner hatten Vertreter des Amts Gelegen- 
heit, im September und Oktober 1967 zwei For- 
schungsinstituten einen Informationsbesuch ab- 
zustatten. Informationsbesuche und -gespräche 
gab es auch mit Sachverständigen in anderen 
WEU-Ländern; sie sollen auf Wunsch des Amts 
in Zukunft fortgesetzt werden. Dem Anwalt wer- | 


den dadurch die notwendigen technischen Kennt- 
nisse für Durchführung wirksamer Kontrollen 
vermittelt. 

Solange das Rechtsschutzabkommen nicht in 
Kraft getreten ist — von den 7 Mitgliedstaaten 
hat Frankreich das Abkommen noch nicht rati- 
fiziert — , können Kontrollen im Produktionsbe- 
reich nur mit ausdrücklicher Zustimmung der 
betroffenen Unternehmen und der nationalen 
Behörden durchgeführt werden. Die dabei auch 
im Berichtszeitraum gezeigte Unterstützung durch 
die Firmenleitungen wurde vom Amt dankbar 
anerkannt. Ebenso wurden die Bemühungen des 
Amts, die Kontrollen möglichst wirksam zu ge- 
stalten, wie bisher von den Bundesbehörden 
unterstützt. 


V. Tätigkeit des Ständigen Rüstungsausschusses 
der Westeuropäischen Union 

Während der Berichtszeit vollzog sich die Tätig- 
keit des Ständigen Rüstungsausschusses der WEU 
im wesentlichen in seinen Untergruppen. In diesen 
sind die bisher behandelten Probleme wieiterverfolgt 
worden, ohne daß jedoch wesentliche Fortschritte 
zu verzeichnen wären. Als neues Projekt ist auf 
niederländische Anregung der Austausch von In- 
formationen und — wenn möglich — Studien auf 
dem Gebiet der Verfahrensforschung (operational 
research) hinzugetreten. Im übrigen ist der Informa- 
tionsaustausch in den Untergruppen fortgesefzt 
worden. 

Der Rat der WEU hat die vom Ausschuß vor- 
gelegte „Studie über Rüstungszusammenarbeit'' er- 
örtert. 


VI. Deutscher Stellenanteil in der WEU 

Der stellvertretende Generalsekretär der WEU, 
Dr. Krafft von Dellmensingen, wurde in das Aus- 
wärtige Amt einberufen. Seine Funktion übernahm 
Gesandter Dr. von Plehwe. Die Zahl der deutschen 
Staatsangehörigen unter den WEU-Bediensteten hat 
sich gegenüber den Zahlen des letzten Halbjahres- 
berichts nicht geändert. Die Bundesregierung be- 
müht sich weiter um eine Verbesserung des deut- 
schen Stellenanteils. 
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